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An den Grossen Rat 24.5168.03 
 
 

 
JSD/P245168  
 
Basel, 14. Oktober 2026 
 
Regierungsratsbeschluss vom 13. Oktober 2026  
 
 
 

Motion Bruno Lötscher-Steiger und Konsorten betreffend Auswei-
tung der zulässigen juristischen Praktika für die Anwaltsprüfungen 
auch auf die Tätigkeit als Unternehmensjuristin und Unternehmens-
jurist; Zwischenbericht  
 
Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 23. Oktober 2024 die nachstehende Motion dem Regie-
rungsrat zur Ausarbeitung einer Vorlage bis am 1. Oktober 2026 überwiesen.  
 

«Zur Anwaltsprüfung werden Bewerberinnen und Bewerber zugelassen, die (unter anderem) einen 
entsprechenden juristischen Hochschulabschluss haben und sich über eine mindestens einjährige 
praktische juristische Tätigkeit ausweisen können.  

Als Praktikum angerechnet wird gemäss § 7 Abs. 2 des Advokaturgesetzes BS die juristische Tätigkeit 
bei schweizerischen Gerichten, Verwaltungs- und ähnlichen Behörden sowie bei im Anwaltsregister 
eingetragenen Anwältinnen und Anwälten.  

Nicht angerechnet als gültiges Praktikum wird dementsprechend also eine juristische Tätigkeit als Un-
ternehmensjurist in der Rechtsabteilung etwa eines international tätigen Konzerns, einer Bank oder 
auch bei einer Rechtsschutzversicherung. Dies ist sachlich heute nicht mehr gerechtfertigt.  

Es wäre sinnvoller, den Bereich für die zulässigen Praktika zu öffnen. Praktika bei Gerichten, in der 
Verwaltung oder bei zugelassenen Anwältinnen und Anwälten sind als Vorbereitung zur Erlangung 
des Anwaltspatents auch in Zukunft unabdingbar. Es wäre aber sachdienlicher zu verlangen, dass von 
der einjährigen juristischen Tätigkeit mindestens ein halbes Jahr bei einem Gericht, in der Verwaltung 
oder in einer Anwaltskanzlei absolviert werden muss und dass in Zukunft darüber hinaus auch ein 
Praktikum als Unternehmensjuristin und Unternehmensjurist beispielsweise in der Rechtsabteilung ei-
nes Konzerns, einer Bank, einer Versicherung etc. angerechnet werden kann. Vorausgesetzt werden 
müsste aber insbesondere, dass eine solche Rechtsabteilung eine gewisse Bedeutung hat und dort 
auch Mitarbeitende mit Schweizer Anwaltspatent tätig sind, damit Gewähr für eine anwaltliche Ausbil-
dung geboten ist. Ob ein solches Praktikum im Einzelfall angerechnet werden kann, entscheidet wie 
bis anhin gemäss § 22 Abs. 1 lit. c des Advokaturgesetzes das Präsidium der Aufsichtsbehörde. Damit 
bleibt sichergestellt, dass auch in Zukunft der Ausbildungscharakter im Vordergrund steht und nicht 
einfach eine x-beliebige Tätigkeit als gültiges juristisches Volontariat zählen kann.  

Anzumerken bleibt, dass diese Möglichkeit in unserem Nachbarkanton Basel-Landschaft bereits heute 
gegeben ist (vgl. § 7 Abs. 1 lit. b des Anwaltsgesetzes des Kantons BL), was eine Anpassung in Basel-
Stadt erst recht sinnvoll erscheinen lässt.  

Entsprechend diesen Ausführungen soll der Regierungsrat beauftragt werden, innert längstens zwei 
Jahren eine Vorlage zur Anpassung des Advokaturgesetzes BS auszuarbeiten, welche die Zulässig-
keit von Volontariaten als Unternehmensjuristin oder Unternehmensjurist als Voraussetzung zur Zu-
lassung zu den baselstädtischen Anwaltsprüfungen ermöglicht.  
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Anzumerken bleibt zudem, dass der erstunterzeichnende Motionär ebenfalls im Zusammenhang mit 
den Anwaltsprüfungen eine weitere Motion eingereicht hat für die Möglichkeit einer zweiten Prüfungs-
wiederholung, welche praktisch wortgleich im Landrat des Kantons Basel-Landschaft von Landrat A-
lain Bai eingereicht wird. In BL braucht es die vorliegende Motion mit der Anerkennung der Tätigkeit 
als Unternehmensjuristin oder Unternehmensjurist als zulässiges Praktikum nicht, da diese Möglichkeit 
in BL schon gegeben ist, weshalb die beiden Anliegen nicht in einem einzigen Motionstext zusammen-
gefasst sind. Eine zeitgleiche Behandlung der beiden Motionen wäre wünschenswert.  

Bruno Lötscher-Steiger, Gabriel Nigon, Nicole Kuster, Andrea Strahm, Michael Hug, Christine Keller, 
Daniel Albietz, Andreas Zappalà, David Jenny, Lukas Faesch, Claudia Baumgartner, Pascal Messerli, 
Luca Urgese, Hanna Bay»  

 
Wir berichten zu dieser Motion wie folgt: 

1. Ausgangslage  
Die vorliegende Motion mit Umsetzungsfrist bis zum 1. Oktober 2026 wurde zeitgleich mit der Mo-
tion Bruno Lötscher-Steiger und Konsorten betreffend «Einführung eines zweiten Wiederholungs-
versuchs bei den Anwaltsprüfungen» (Nr. 24.5167) eingereicht. Beide Motionen wurden dem Re-
gierungsrat am 23. Oktober 2024 zur Erfüllung überwiesen, wobei für letztere eine Frist bis zum 
5. Oktober 2028 gilt. 
 
Aufgrund des engen sachlichen Zusammenhangs der beiden Motionsforderungen, die beide den 
Themenkomplex der Zulassung zum Anwaltsexamen betreffen, sowie der erforderlichen Änderung 
desselben Erlasses – namentlich des Advokaturgesetzes – werden die beiden Motionen im Rah-
men eines gemeinsamen Gesetzgebungsvorhabens umgesetzt. 

2. Stand der Umsetzung  
Die Arbeiten zur Umsetzung der beiden Motionen sind fortgeschritten. Im Rahmen der Erarbeitung 
des Gesetzesentwurfs fand ein fachlicher Austausch mit den betroffenen Behörden statt. Dabei 
wurden insbesondere die Einführung des zweiten Wiederholungsversuchs, die Voraussetzungen 
für die Anrechnung von Unternehmenspraktika, ein allfälliger weiterer Regelungsbedarf bei den 
geltenden Praktikumsbestimmungen, intertemporale Fragestellungen sowie der Koordinationsbe-
darf mit dem Kanton Basel-Landschaft erörtert. Der darauf basierende Vorentwurf wurde der Ad-
vokaten-Prüfungsbehörde sowie der Aufsichtskommission über die Anwältinnen und Anwälte zur 
Konsultation unterbreitet. 
 
Die eingegangenen Stellungnahmen werden derzeit ausgewertet und in die weitere Bearbeitung 
der Vorlage einbezogen. Dies betrifft insbesondere die konkrete Ausgestaltung und Umsetzung 
des zweiten Wiederholungsversuchs, die Anrechenbarkeit von (Unternehmens-)Praktika sowie die 
Übergangsbestimmungen. Es ist namentlich zu regeln, wer unter welchen Voraussetzungen und 
allfälligen Fristen einen zweiten Wiederholungsversuch absolvieren darf. Dies soll mit dem Kanton 
Basel-Landschaft koordiniert werden, in dem mit dem gleichlautenden Landratsgeschäft 2024/250 
ebenfalls ein zweiter Wiederholungsversuch gefordert wird.  
 
Die Übergangsbestimmungen sollen insbesondere sicherstellen, dass die Erhöhung der zulässigen 
Prüfungsversuche auch Personen zugutekommt, die das Anwaltsexamen bereits ein- oder zweimal 
nicht bestanden haben, ohne dass bereits absolvierte Prüfungsversuche unberücksichtigt bleiben.  
 
In einem weiteren Schritt ist die Konsultation der Advokatenkammer Basel geplant. Schliesslich 
wird die Vorlage dem weiteren Gesetzgebungsverfahren zugeführt. Für den Abschluss dieser Ar-
beiten ist zusätzliche Zeit erforderlich. 
 



 
Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 

Seite 3/3   

Während die Frist für die Umsetzung der gleichzeitig eingereichten Motion Bruno Lötscher-Steiger 
und Konsorten betreffend «die Einführung eines zweiten Wiederholungsversuchs bei den Anwalts-
prüfungen» bis zum 5. Oktober 2028 läuft, ist der Abschluss des Gesetzgebungsprojekts und damit 
die Erfüllung der beiden zusammenhängenden Motionen bereits für das Jahr 2027 vorgesehen. 
Allfällige Anpassungen des Reglements über das Anwaltsexamen werden durch das zuständige 
Appellationsgericht auf Antrag der Aufsichtsbehörde vorzunehmen sein. 

3. Antrag 
Auf der Grundlage dieses Berichts beantragt der Regierungsrat dem Grossen Rat zur Erfüllung der 
Motion Bruno Lötscher-Steiger und Konsorten betreffend «Ausweitung der zulässigen juristischen 
Praktika für die Anwaltsprüfungen auch auf die Tätigkeit als Unternehmensjuristin und Unterneh-
mensjurist» eine Fristerstreckung bis 1. Oktober 2027. 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 

  
Dr. Conradin Cramer 
Regierungspräsident 

Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Staatsschreiberin 
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